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Haus & Grund Worms-Alzey informiert zum Thema: 

aktuell: COVID-19-Pandemie  ➌ 
2 0 . 0 0 3  

 

Staatliche Unterstützungen während der COVID-19-Pandemie 
 

Die Einkommensverhältnisse von Mieterinnen und Mieter werden durch zahlreiche Schutzmaßnah-

men der Bundesregierung für die Wirtschaft gestützt, darunter Soforthilfen für Solo-Selbstständige, 
Hilfspakete zur Unternehmensfinanzierung und das Kurzarbeitergeld. Die Maßnahmen des Bundes 
werden in den Bundesländern durch landeseigene Hilfspakete flankiert. 
 
Vermieter von Gewerbeeinheiten können ihre Mieter an die lokalen Industrie- und Handelskammern 
verweisen, die Gewerbetreibenden und Unternehmern standortspezifische Informationen zu den Hilfs-
paketen geben können. 
 

Mietern und selbstnutzenden Eigentümern, die durch Corona-Krise Einkommenseinbußen erleben, 

kann das Wohngeld helfen. Das Wohngeld wird als Mietzuschuss oder als Lastenzuschuss für selbst-
nutzende Eigentümer geleistet. Das Wohngeld ist ein finanzieller Zuschuss zur Miete oder zu den 
Wohnkosten und wird nicht zur vollständigen Deckung geleistet. Um Wohngeld zu erhalten muss der 
Antragsteller noch genügend Einkommen haben, um seinen Lebensunterhalt selbst finanzieren zu 
können. Berechtigte haben einen Rechtsanspruch darauf.  
 
Die Höhe des Wohngeldes richtet sich nach Haushaltsgröße, Einkommen und Miete bzw. Belastung. 
Zur Höhe der Zahlungen bieten die Wohngeldtabellen eine Orientierung. Das Bundesministerium des 
Innern, für Bau und Heimat bietet einen Wohngeldrechner an: 
 
https://www.bmi.bund.de/DE/themen/bauen-wohnen/stadtwohnen/wohnraumfoerderung/wohngeld/wohngeldrechner-2020-
artikel.html 

 

Personen, die Transferleistungen wie Arbeitslosengeld II, Sozialhilfe oder Grundsicherung im Alter 

beziehen, erhalten kein Wohngeld, weil bei Transferleistungen die Unterkunftskosten bereits berück-
sichtigt werden. Wohngeld ist im Vergleich zu Hartz IV vorrangig zu beantragen. Das Wohngeld wird 
in der Regel für zwölf Monate bewilligt. Danach ist ein neuer Antrag erforderlich. Zuständig dafür sind 
die örtlichen Wohngeldbehörden, die Gemeinde-, Stadt-, Amts- oder Kreisverwaltungen. Dort finden 
Sie in aller Regel weitere Informationen zur Antragsstellung und Auszahlung. Wohngeld wird nicht von 
allein gezahlt. Wohngeld gibt es nicht rückwirkend, sondern ab dem Monat, in dem der Antrag gestellt 
wurde. Daher im Zweifel lieber früher als später einen Antrag stellen. 
 

Die Zugangsbeschränkungen für Hartz IV werden in der Krise massiv gelockert. Für Anträge auf 

Grundsicherung entfallen die Vermögensprüfung und die Überprüfung der Wohnungsgröße ab dem 1. 
April 2020 für sechs Monate. So soll nach einem Jobverlust der eventuelle notwendige Wohnungs-
wechsel aufgeschoben werden. Die Leistungen der Grundsicherung sollen schnell und unbürokratisch 
gewährt werden. Die Jobcenter sollen zudem durch die Möglichkeit entlastet werden, Weiterbewilli-
gungen ohne entsprechenden Antrag vorzunehmen. 
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Auch Eigentümer von Eigenheimen, Eigentumswohnungen oder anderen Formen von selbst be-

wohntem Eigentum haben einen Wohngeldanspruch (s.o.) in Form des Lastenzuschusses. Wohngeld 
als Lastenzuschuss wird nur gewährt, wenn die Immobilie selbst und zu eigenen Wohnzwecken ge-
nutzt wird. Auch Inhaber eines eigentumsähnlichen Dauerwohnrechtes und Erbbauberechtigte sowie 
diejenigen, welche einen Anspruch auf Übereignung eines Gebäudes oder einer Wohnung haben, 
können diesen Anspruch wahrnehmen. Ob jemand im Falle eines Falles zum Kreis der Berechtigten 
gehört und wie viel Geld er bekommt, das hängt von drei Faktoren ab:  
 
➀ der Anzahl der Haushaltsmitglieder,  
➁ dem Gesamteinkommen und  
➂ der Belastung durch den Kapitaldienst und Kostenaufwand für die Bewirtschaftung.  
 
Die Größe des Wohnraums spielt keine Rolle. Im Gegenteil: Die Größe des Wohnraums kann sogar 
über die Bewirtschaftungspauschale die Förderung erhöhen. Zusätzlich gelten Betriebskosten und 
Kosten, die der Instandhaltung dienen als Belastung, aber hier nur in angemessener Höhe. Zur Belas-
tung können auch zu entrichtenden Verwaltungskosten, sowie die Grundsteuer gezählt werden. 
 




